Vereinbarung
zum Mobilitäts-Konzept zum
Neubau von XX
Adresse, Flurstück 

zwischen

der Stadt Freiburg i.Br., 
vertreten durch den Oberbürgermeister Herrn Martin W.W. Horn, 
Rathausplatz 2-4, 79098 Freiburg,
vertreten durch das Baurechtsamt, Fehrenbachalle 12, 79106 Freiburg,
 dieses vertreten durch den Amtsleiter, 

nachfolgend: – Stadt Freiburg –
und

XXX


nachfolgend: – Bauherrin / Bauherr–


Präambel

Die / Der / Das  XXX beabsichtigt, auf dem o. g. Grundstück Gemarkung XX, Flurstück-XXX YYY mehrgeschossige Wohnhäuser zu errichten, mit XX frei finanzierten Mietwohnungen und XX Gewerbeeinheiten.

Der Bauantrag hierzu wurde am XXX  beim Baurechtsamt der Stadt Freiburg eingereicht. Hierin wird beantragt, auf Basis der Stellplatzsatzung der Stadt Freiburg die Anzahl der baurechtlich erforderlichen Stellplätze für XX der insgesamt XX Wohnungen auf rechnerisch 0,XX [maximale Minderung auf 0,6] Plätze pro Wohnung (statt: 1,0) zu reduzieren und hierfür das nachfolgend beschriebene, mit dem Garten- und Tiefbauamt (GuT) abgestimmte Mobilitätskonzept umzusetzen.

Hierzu schließen die Parteien die nachfolgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung, um verbindlich zu regeln, aus welchen Bestandteilen das Mobilitätskonzept besteht und welche Leistungen hierfür von der Bauherrin / dem Bauherrn zu erbringen sind.

§ 1
Minderung des Stellplatzbedarfs nach § 5 der Stellplatzsatzung

(1) Dieser Vertrag sichert die Voraussetzungen zur Reduzierung des Stellplatzbedarfs des oben genannten Vorhabens auf 0,XX Kfz-Stellplätze für YY Wohnungen nach § 5 der Stellplatzsatzung. Das dafür notwendige Mobilitätskonzept ist Gegenstand dieses Vertrages. Für das beantragte Vorhaben sind damit für XX Wohneinheiten YY 0,XX = ZZ, aufgerundet ZZ Pkw-Stellplätze zu errichten. Für das beantragte Vorhaben werden für weitere XX Wohneinheiten x 1,0 = XX Stellplätze errichtet. Für die Gewerbeeinheiten (derzeit geplante Nutzung: XXX) sind zusätzliche XX Kfz-Stellplätze zu errichten.

(2) Das Mobilitätskonzept besteht unter anderem aus dem nach § 5 Abs. 1 der Stellplatzsatzung geforderten dauerhaften Car-Sharing-Konzept. Dieses entspricht den Vorgaben des § 5 Abs. 2 der Stellplatzsatzung (dazu §§ 2 und 3 dieses Vertrages). 

(3) Außerdem sind die Herstellung von Fahrradstellplätzen (§ 4 dieses Vertrages) , der Verzicht der Bewohner_innen auf Bewohnerparkausweise (§ 5 dieses Vertrages) sowie ein Zuschuss zur ÖPNV-Nutzung (§6 dieses Vertrages) Teil des nach diesem Vertrag geschlossenen Mobilitätskonzeptes. 

§ 2
Car-Sharing Konzept:
Anlegung von Car-Sharing-Stellplätzen

(1) Die Bauherrin verpflichtet sich entsprechend § 5 Abs. 2 der Stellplatzsatzung zur Anlegung von XX Car-Sharing Stellplätzen auf dem Grundstück Flurstück Nr. XXX / [alternativ: auf dem Flurstück XX, das sich in einer Entfernung von maximal 100 m befinden muss].

(2) Zusammen mit den in § 1 Abs. (1) dieses Vertrags aufgeführten Stellplätzen sind somit insgesamt XX Kfz-Stellplätze nachzuweisen. 

(3) Die Car-Sharing-Stellplätze / Der Car-Sharing-Stellplatz nach Abs. 1 sind / ist dauerhaft öffentlich zugänglich zu machen, als Car-Sharing-Stellplatz auszuweisen und durch Übernahme einer Baulast öffentlich-rechtlich abzusichern. Die Bauherrin / Der Bauherr geht gegenüber der Baurechtsbehörde für diesen Stellplatz / diese Stellplätze die Verpflichtung ein, jede andere Nutzung als eine Nutzung mit Car-Sharing-Fahrzeugen durch einen Car-Sharing-Verein oder ein Car-Sharing-Unternehmen zu unterlassen. Der Bauherrin ist bekannt, dass die Baulast auch gegenüber dem Rechtsnachfolger wirksam ist.

(4) Die konkrete Lage und die Maße der Stellplätze ergeben / des Stellplatzes ergibt sich aus Anlage XX Lageplan und wird im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens mit dem Baurechtsamt sowie dem Garten- und Tiefbauamt abgestimmt.

(5) Die Car-Sharing-Stellplätze dienen / Der Car-Sharing-Stellplatz dient der ausschließlichen Nutzung für X Kraftfahrzeug(e) eines bzw. mehrerer Car-Sharing-Anbieter. Als Car-Sharing-Anbieter gilt ein Unternehmen, Verein o.ä., das/der die organisierte gemeinschaftliche Nutzung von Kraftfahrzeugen ermöglicht. Car-Sharing-Nutzer_innen werden Mitglied / Kund_innen bei einem solchen Anbieter und können mittels eines Zugangsmediums (z. B. elektronische Karte) unkompliziert alle Kfz eines Anbieters nutzen. Die Rechtsform des Car-Sharing-Anbieters (z. B. Verein, kommerzieller Dienstleister) spielt dabei keine Rolle. Car-Sharing-Nutzer_innen schließen dazu mit dem Anbieter einen Rahmenvertrag ab. 

(6) Die Car-Sharing-Stellplätze sind / Der Car-Sharing-Stellplatz ist mit den technischen Voraussetzungen (z. B. durch entsprechende Verkabelung oder Leerrohre) für eine einfache nachträgliche Anbringung von Ladevorrichtungen für Elektrofahrzeuge (mit Zuordnung zu jedem der Stellplätz) vorzusehen. In Absprache mit einem Car-Sharing-Betreiber ist bei mindestens einem Stellplatz die nötige Elektro-Ladeinfrastruktur bereits mit erstmaliger Fertigstellung vorzusehen, wenn dieser zu diesem Zeitpunkt ein (oder mehrere) E-Fahrzeug(e) anbieten kann. Als Ladevorrichtung zählt eine Wallbox (Wandladestation) nach IEC 62196 mit 11 oder 22 kW Ladeleistung oder vergleichbares.

(7) Der Car-Sharing-Stellplatz ist so auf dem Grundstück anzuordnen, dass ein guter Mobilfunkempfang sichergestellt werden kann. Er ist auch für Mitglieder / Kund_innen des Car-Sharing-Anbieters, die nicht auf dem o. g. Grundstück wohnen, zugänglich.

§ 3
Car-Sharing Konzept:
Zur-Verfügung-Stellung von mindestens einem Car-Sharing-Fahrzeug

(1) Die Bauherrin / Der Bauherr verpflichtet sich entsprechend § 5 Abs. 2 S. 3, 4 der Stellplatzsatzung, dauerhaft ein Car-Sharing Fahrzeug  für jeden in § 2 Abs. (1) festgelegten Car-Sharing-Stellplatz durch Vertrag mit einem geeigneten Car-Sharing-Anbieter zur Verfügung zu stellen. 

(2) Die Bauherrin / Der Bauherr legt der Baurechtsbehörde vor Baufreigabe einen Mietvertrag mit einer Mindestlaufzeit von mindestens 3 Jahren mit einem Car-Sharing-Anbieter vor, aus dem hervorgeht, dass ab dem Zeitpunkt des Bezugs der ersten Wohnungen mindestens ein Car-Sharing-Fahrzeuge auf einem der Car-Sharing-Stellplätze zur Verfügung und auch dem allgemeinen Kundenkreis des Car-Sharing-Anbieters zur Nutzung offen steht / stehen. Spätestens ab dem Zeitpunkt, an dem drei Viertel der Wohnungen bezogen sind, müssen alle in § 2 Abs. (1) festgelegten Car-Sharing-Stellplätze mit einem Car-Sharing-Fahrzeug bestückt sein. Der Mietvertrag kann als Dauerschuldverhältnis verkehrsübliche Kündigungsfristen für die Zeit nach Ende der Mindestvertragslaufzeit beinhalten. 

(3) Die Bauherrin / Der Bauherr verpflichtet sich, rechtzeitig vor Ende der Mindestvertragslaufzeit für eine Vertragsverlängerung zu sorgen oder neue Verhandlungen mit einem Car-Sharing Anbieter für den Abschluss eines neuen Vertrags über die Bereitstellung von Car-Sharing-Fahrzeugen nach Abs. 1 und 2 aufzunehmen, der wiederum eine feste Vertragslaufzeit entsprechend der Mindestvertragslaufzeit nach Abs. 2 vorsieht. Alternativ kann auch eine automatische Vertragsverlängerung nach Ablauf der der Mindestvertragsdauer festgelegt werden, 

(4) Zwischen dem Ende der vertraglichen Beziehung mit einem Car-Sharing Anbieter und dem Beginn eines neuen Vertrages, der § 2 Abs. 2 S. 3 und 3 der Stellplatzsatzung entspricht, darf höchstens eine Zeitspanne von drei Monaten liegen. Ansonsten gelten die Bedingungen der Reduktion nach § 5 Abs. 2 S. 5 der Stellplatzsatzung als nicht mehr gegeben. Das bedeutet, dass die ursprüngliche Verpflichtung nach § 1 Abs. 1 der Satzung zur Herstellung der nach § 37 LBO erforderlichen Stellplätze wieder auflebt. 

(5) Die Bauherrin / Der Bauherr verpflichtet sich, durch geeignete Maßnahmen (z. B. Werbung, direkte Ansprache o.ä.) sämtliche Nutzer (v. a. Mieter, Käufer) von Wohneinheiten des geplanten Bauvorhabens über die Möglichkeiten des Car-Sharings im Allgemeinen und über die auf Grund dieses Vertrag wohnungsnah bereitgestellten Car-Sharing-Fahrzeuge im Besonderen zu informieren.

§ 4
Fahrradstellplätze

(1) Die Bauherrin / Der Bauherr verpflichtet sich zur Herstellung von XX Fahrradstellplätzen zuzüglich XX Sonderstellplätze für Fahrradanhänger bzw. Sonderräder (wie z.B. Lastenräder) auf dem Baugrundstück selbst (Grundstück Flurstück-Nr. XX). Die Fahrradabstellplätze befinden sich in einem oder mehreren abgeschlossenen und wettergeschützten Räumen, zu denen nur Berechtigte (in der Regel nur Mieter_innen oder Eigentümer_innen der Wohneinheiten) Zugang haben und die somit nicht für die allgemeine Öffentlichkeit zugänglich sind. Dazu werden mit dem Boden oder der Wand fest verankerte Einstell- und Anlehnvorrichtungen errichtet, bei denen das Fahrrad am Rahmen angeschlossen werden kann. 

(2) Dabei gilt für die XX Wohneinheiten des Bauvorhabens, für die der o. a. reduzierte Stellplatzschlüssel in Verbindung mit diesem Vertrag zum Mobilitätskonzept angewendet wird, folgende Berechnungsmethode:

· für 1-Zimmer-Wohnungen wird je ein Fahrradstellplatz nachgewiesen;

· [bookmark: _GoBack]für Wohnungen mit zwei und mehr Zimmern wird je angefangene 30 m² Wohnfläche ein Fahrradstellplatz nachgewiesen;

· für jeweils bis zu 4 Wohnungen mit drei und mehr Zimmern wird ein Platz für einen Fahrradanhänger bzw. ein Sonder- oder Lastenfahrrad vorzusehen; dies ergibt bei XX in das Mobilitätskonzept einbezogenen Wohnungen mit drei und mehr Zimmern XX Sonderstellplätze.	Comment by Brandenstein, Larissa: Hier behalten wir uns vor, die Formulierung folgendermaßen zu ändern: je 20 Fahrradstellplätze muss ein Sonderradstellplatz (1,00m x 2,60m) nachgewiesen werden. 

(3) Die Fahrradabstellplätze müssen auf dem Niveau der öffentlichen Verkehrsfläche liegen, eine Anordnung maximal ein Geschoss unter oder über der öffentlichen Verkehrsfläche ist ausnahmsweise zulässig. In diesem Fall ist eine Erschließung über befahrbare Rampen erforderlich. Zwischen der öffentlichen Verkehrsfläche und dem Fahrradabstellraum dürfen maximal 2 Türen bzw. Tore liegen, deren Bedienung auch beim Mitführen eines Fahrrades mit Fahrradanhänger gut möglich ist. 

(4) Die konkrete Anzahl, Lage und Ausgestaltung der herzustellenden Fahrradstellplätze und der Sonderflächen für Fahrradanhänger etc. ergibt sich aus den Bauvorlagen (Lageplan Erdgeschoss sowie Freiflächengestaltungsplan), die diesem Vertrag als Anlage X beigefügt werden, sobald sie im Zuge der Bauantragsstellung vorliegen (vgl. Abs. 2 der Präambel).

§ 5
Verzicht auf Bewohnerparkausweise für die Wohnungsnutzer_innen

Die Bauherrin / Der Bauherr wird sämtliche Nutzer_innen der XX Wohneinheiten in Haus XX (Flustücks-Nr XXX) dazu verpflichten, keinen Bewohnerparkausweis bzw. keine Ausnahmegenehmigung für Bewohner_innen zu beantragen, falls die Straßen in der Umgebung des vertragsgegenständlichen Grundstücks von der Stadt Freiburg als Bewohnerparkgebiet ausgewiesen werden. Dazu wird in jedem Kauf- und jedem Mietvertrag eine Verzichtsklausel aufgenommen, die den Wohnungsnutzer_innen die Beantragung einer Bewohnerparkberechtigung untersagt. Der Bauherrin / Dem Bauherrn ist bekannt, dass die Stadt Freiburg das Bauvorhaben, auf das sich dieser Vertrag bezieht, intern bei der zuständigen Stelle zur Vergabe von Bewohnerparkausweisen „sperren“ wird, sollten die umliegenden Straßen als Zone für Bewohnerparken ausgewiesen werden.

§ 6
Zuschuss zur ÖPNV-Nutzung („Regiokarte“)

(1) Die Bauherrin / Der Bauherr bzw. – bei Weiterverkauf – der / die Eigentürmer der Wohnung(en) verpflichtet sich, den Wohnungsmieter_innen, denen kein Stellplatz zur Verfügung steht, einen jährlichen Zuschuss zum Erwerb eines Jahresabos der übertragbaren Regiokarte (“Hausticket“ – analog „Jobticket“ des RVF) in Höhe von 25 % des Abo-Tarifs unter den folgenden Bedingungen zu zahlen:

a) Der Zuschuss wird für maximal zwei übertragbare Regiokarten im Jahresabo pro berechtigtem Haushalt gewährt. Berechtigt sind die Haushalte, denen kein Stellplatz von der Bauherrin / dem Bauherrn zur Verfügung steht. Die Mieter_innen müssen darüber hinaus schriftlich versichern, dass in dem von ihnen bewohnten Haushalt kein eigenes oder fremdes Kraftfahrzeug dauerhaft von ihnen oder Dritten unterhalten/genutzt wird. Der Zuschuss wird auf Antrag gewährt. 

b) Auf die Möglichkeit des Zuschusses nach dieser Vereinbarung und das Erfordernis des Antrags auf Erteilung des Zuschusses zur ÖPNV Nutzung werden die Mieter_innen in den Mietverträgen hingewiesen. 

(2) Die Verpflichtung zur Zahlung eines jährlichen Zuschusses zum Erwerb eines Jahresabos der übertragbaren Regiokarte entfällt, wenn die Verpflichtung zur Herstellung notwendiger Stellplätze entfällt oder die Einschränkung der Verpflichtung zur Herstellung notwendiger Stellplätze auf andere und mit der Stadt Freiburg abzustimmende Art und Weise aufrechterhalten werden kann.

§ 7
Anzeigepflicht

(1) Die Bauherrin / Der Bauherr ist verpflichtet, jegliche Abweichungen von den Vereinbarungen dieses Vertrages anzuzeigen. 

(2) Insbesondere ist die Bauherrin / der Bauherr verpflichtet, das Ende der Vertragslaufzeit nach § 3 Abs. 2 dieses Vertrages über das Car-Sharing-Konzept zwei Monate vor Ende der Vertragslaufzeit beim Garten- und Tiefbauamt anzuzeigen. Dies gilt nicht, wenn ein Folgevertrag – entweder mit demselben oder einem anderen Car-Sharing-Anbieter – mit mindestens derselben Mindestvertragslaufzeit nahtlos an den ursprünglichen Vertrag anknüpft und somit keine Zeitspanne entsteht, während derer das Car-Sharing Konzept nicht angeboten werden kann. 

§ 8
Wegfall der Bedingungen für die Reduktion nach § 5 der Stellplatzsatzung
und Vereinbarung über Vertragsstrafe

(1) Soweit und sobald die im Baulastenbuch eingetragenen Bedingungen für die Reduktion nicht mehr gegeben sind, ist diese nicht mehr wirksam; vielmehr tritt die Verpflichtung zur Herstellung der Parkplätze nach § 1 Abs. 1 der Stellplatzsatzung, § 37 LBO wieder in Kraft. In diesem Fall kann die Löschung der Baulast gemäß § 2 vorgenommen werden.

(2) Kann die Verpflichtung zur Herstellung der Car-Sharing-Stellplätze gemäß Satzung der Stadt Freiburg vom 27.09.2016 nicht mehr erfüllt werden, so muss die Bauherrin / der Bauherr die nach § 37 Abs. 1 LBO notwendigen Stellplätze entsprechend den Regelungen des § 37 LBO herstellen und nachweisen. 

(3) Kann dies nicht erfüllt werden, so hat die Bauherrin / der Bauherr gem. § 37 Abs. 6 LBO, obwohl es sich um Stellplätze für Wohnungen handelt, den dann für die Ablöse gewerblich genutzter Stellplätze festgesetzten Ablösebetrag zu zahlen.

(4) Die Festsetzungen unter Ziffer (1) bis (3) finden keine Anwendung, wenn die Verpflichtung zur Herstellung notwendiger Stellplätze entfällt oder die Einschränkung der Verpflichtung zur Herstellung notwendiger Stellplätze auf andere und mit der Stadt Freiburg abzustimmende Art und Weise aufrechterhalten werden kann.


(5) Die Bauherrin / Der Bauherr hat, wenn die Bedingungen für die Reduktion der Stellplätze durch ihr / sein Verschulden entfallen, eine einmalige Vertragsstrafe in Höhe von maximal 5.000,‑‑ € zu zahlen. Ein Verschulden wird insbesondere angenommen, wenn die Bauherrin / der Bauherr keine Nachweise darüber erbringen kann, dass sie / er sich nach Ende der Vertragslaufzeit mit dem bisherigen Car-Sharing-Anbieter entweder um eine Verlängerung des Vertrages mit demselben bemüht oder sich mit mindestens einem weiteren Car-Sharing Anbieter in Vertragsverhandlungen über das Zur-Verfügung-Stellen von Car-Sharing Fahrzeugen auf dem Grundstück XX befunden hat.

(6) Die Bauherrin / Der Bauherr  hat eine Vertragsstrafe in Höhe von 1.000,-- Euro zu bezahlen, wenn sie / er seine Anzeigepflichten nach § 7 dieses Vertrages verletzt. 


§ 9
Schriftformerfordernis / Salvatorische Klausel

Ergänzungen oder Änderungen bedürfen der Schriftform. Nebenabreden sind nicht getroffen. Auch auf das Schriftformerfordernis kann nur schriftlich verzichtet werden.

Sollten einzelne Regelungen dieser Vereinbarung nichtig, unwirksam oder lückenhaft sein oder werden, so wird hierdurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. In diesem Fall gelten Regelungen, welche die Parteien vernünftigerweise getroffen hätten, wenn sie die Nichtigkeit, Unwirksamkeit oder Lücke erkannt hätten.



Freiburg, den ……………………		Freiburg, den………………………




…………………………………….		…............………………………………………..
(BRA / Ratzel)				(XXX / XXX
 



Gesehen:
Freiburg, den ……………………



…………………………………….		
(GuT / Uekermann)

